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Umrechnungskurfe') für die Umfat-Ausgleichfteuer und für die Leuchtmittelſteuer 


(§ 1 der Verordnung vom 9. April 1936 — RGB. 1 6. 368, RABI. S. 137 —; 8 9 Abf. 2 der Durchführungsbeſtimmungen 
zum Leuchtmittelſteuergeſetz) 


Agypeeeess 1 ágopt. Pfund e cosBeooby 100 Peſos 68,75 
Argentinien 1 Papierpeſo Meufeeland....... Kurs für telegraphiſche 
(= 0,44 Goldpeſo) Auszahlung Grofibritan- 
Auftralien ....... Kurs für telegraphiſche nien abzüglich 193/, vom 
Auszahlung Grofbritan- Hundert 
nien abzüglich 20% vom Niederlande 100 Gulden 135,47 
Hundert Niederländiſch⸗ Kurs für telegraphiſche 
Bel ginn 100 Belga 42,17 Indien Auszahlung Niederlande 
(= 500 belg. Franken) zuzüglich / vom Hundert 
Brafilien a... 1 Milreis 0,15 eee eee 100 Kronen 61,32 
Britiſch⸗Hongkong 100 Dollar 76,— ‘Sieh oodaoeao 100 Schilling 49,05 
Britiſch⸗Indien 100 Rupien Paläſtinan (Paläſtina⸗Pfunde): 
— 7,54 engl. Pfund Kurs für telegraphiſche 
Britiſch Straits⸗ 100 Dollar 143,— Auszahlung Großbritan. 
Settlements nien zuzüglich / vom 
Bülgerie n 100 Lewa 3,0 5 3 Hundert 
Sandee ene 1 kanad. Dollar 2492 RER edge 100 Soles 61,50 
Chiles 100 Peſos 13,— Polen 100 Sloty 47,14 
China-Shanghai. 100 Dollar 74,— MAN! Soon 100 Escudos 11,08 
Dänemark 100 Kronen 54,47 Numänien 100 Lei 1,817 
Danzig ...oo.... 100 Gulden 47,14 Schweden 100 Kronen 62,90 
Eſtland 100 eſtn. Kronen 68,07 Schweiz 100 Franken 57,25 
Sinnland ........ 100 Fmk. 5,385 Gwin saceveds 100 Peſeten 21,02 
Sranfreid) ....... 100 Francs 11,605 Südafrikaniſche (1 Südafrik. Pfund): 12,13 
Griechenland 100 Drachmen 2,357 Union und Süd. 
Großbritannien 1 engl. Pfund 12,205 meft-Ufrifa 
SCOTT RT. 100 Rials 15,17 Tichechoflowalei ... 100 Kronen 8,779 
Slam gg eg 100 Kronen 54,71 Ethan 1 türk. Pfund 1,982 
Sitaltenge nr... 100 Lire 151 NORE ogopegens 100 Pengo 62,22 
TE ee 1 Yen 0,709 Union der Sozialiſt 100 Gowjet- Rubel 49,32125 
Jugoſlawien 100 Dinar 5,666 Somjetrepublifen | 425 fe. Geancé = 1 SemjerRubel) 
Mavs ee. 100 Lats 48,37 ba) asoco ade 1 Goldpeſo 1,371 
Gitawen tantas 100 Litas 42,02 Vereinigte Staaten 1 Dollar 2,492 
Luxemburg 500 Franken 52,71 von Amerika 


1) Die Kurſe find bei der Umrechnung nur mit der erſten Degimalftelle in Anſatz zu bringen. 
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I. Allgemeine Sachen, die Zölle und Verbrauchsabgaben 
gemeinſchaftlich betreffen 


Fünfundzwanzigſte Verordnung zur Übertragung von Zu⸗ 
ſtändigkeiten auf den Reichsfinanzhof. 
Vom 3. Dezember 1936 


Auf Grund des $ 52 Abſ. 4 der Reichsabgabenordnung 
wird der Reichsfinanzhof mit Wirkung vom 1. April 1935 
ab als oberſter Gerichtshof für die helgoländiſche Ge⸗ 
meindeeinfuhrſteuer beſtellt. 


Berlin, 3. Dezember 1936 


Der Reid)sminifter der Finanzen 
Im Auftrage: Hedding 
8 1127 — 83 III R 


Satz 1 AD. eine »Berichtigung oder Ergänzung unrich⸗ 
tiger oder unvollſtändiger Angaben « oder eine „Nach 
holung unterlaſſener Angaben« vor? 

Urteil des Reichsgerichts, 3. Strafſenat, 
vom 9. November 1936 — 3 D 619/36 
(RStVl. 1936 S. 1121 Nr. 918) 


Aus den Gründen: 

Den Vorausſetzungen des $ 410 AD. ift aller- 
dings nicht ſchon dann genügt, wenn lebig- 
lich die Unrichtigkeit oder Unvollſtändigkeit 
früherer Steuererklärungen angezeigt wird. 
In der Entſch. RGSt. Bd. 59 S. 115, 118 iſt ausge⸗ 
ſprochen, auf Grund der neuen Angaben müſſe die Steuer. 


behörde in der Lage ſein, die Steuer richtig zu veranlagen 
oder die frühere Veranlagung zu berichtigen; es genüge 


nicht, daß dieſer bloß die Möglichkeit verſchafft werde, 


durch eigene Tatigkeit den wahren Sachverhalt aufzudecken. 
Das iſt jedoch nicht dahin zu verſtehen, daß die Anzeige 
ſämtliche zahlenmäßigen Unterlagen derart erſchöpfend 
enthalten muͤſſe, daß das FA. die Nach. oder Neuver⸗ 
anlagung auf der Stelle durchführen kann. Der Zweck 
des Geſetzes iſt, dadurch, daß dem reuigen Steuerpflich⸗ 
tigen gegenüber Nachſicht geübt wird, dem Steuerfiskus 
bisher verheimlichte Steuerquellen zu erſchließen. Dieſes 
Ziel des Geſetzes ift erreicht, ſobald die verſchwiegenen 
Dermögenftüde dem FA. derart genau bezeichnet ſind, daß 


ihm der Zugriff auf fie moglich iſt, ohne daß es auf den 
$ 410 Abſ. 1 AO. Wann liegt im Sinn von § 410 Abſ. 1 


weiteren guten Willen des Steuerpflichtigen bei ihrer Er. 
faſſung angewiejen ift, oder daß es ſelbſt über das Vor- 
handenſein der Vermoͤgenſtücke noch langwierige Nach 
forſchungen anſtellen muß. Dagegen wird der Eteuer- 
pflichtige der Wohltat des Geſetzes nicht ſchon dadurch 
verluſtig, daß die zahlenmäßige Berechnung der Steuer. 
ſchuld noch gewiſſe eigene Aufklärung durch das FA. er. 
fordert, ſei es z. B. durch Heranziehung früher bei ihm 
geführter Steuervorgänge, ſei es durch Anfragen an 
Stellen, die ihm gegenüber zur Auskunft verpflichtet oder 
zweifellos bereit ſind. Etwas Gegenteiliges will nach 
Anſicht des Senats auch die obengenannte Entſcheidung 
nicht beſagen, andernfalls würde er ihr nicht folgen 
können. 


8 1260 — 577 I 


II. Zölle und fonftiger Verkehr mit dem Auslande 


SIG. 86 Abſ. 1 Ziff. 8 Unterabſatz 1 und 4; 

St AnpG. $ 3 Abſ. 5 Nr. 4 Abſchn. a Teil 2 
Fahrzeuge, die beim Eingang über die Zollgrenze zur 
Beförderung von Perſonen oder Waren dienen und nur 
aus dieſer Veranlaſſung eingehen, ſind zu geſtellen und 
anzumelden. Für fie entſteht die Zollſchuld unter der auf⸗ 
loſenden Bedingung der Wiederausfuhr innerhalb der bei 

der Zollabfertigung geſetzten Friſt. 
Urteil des Reichsfinanzhofs 


vom 22. Oktober 1936, 
IV A 106/36 8 


Aus ben Gründen: 


Nach $6 Abſ. 1 Nr. 8 Unterabſatz 1 des Solltarif- 
geſetzes bleiben außer anderen Fahrzeugen vom Zoll 
befreit: 


»Fahrzeuge aller Art einſchließlich der zugehörigen Aus. 
rüſtungsgegenſtände, die bei dem Eingang über die Zoll⸗ 
grenze zur Beförderung von Perſonen oder Waren dienen 
und nur aus dieſer Veranlaſſung eingeführt werden «5 
und Unterabſatz 4 ſagt: „Verbleiben in den bezeichneten 
Fällen Fahrzeuge .... dauernd im Inland, ſo tritt die 
Zollpflicht ein.« 

Das Urteil des Senats IV A 359/26 vom 26. Januar 
1927 (Entſch. des Rg Hofs Bd. 20 S. 183 = Zeitſchrift 
für Zölle 1927 S. 142 Mrozeks Kartei, Rechtsſpruch 1 
zu § 6 Nr. 8 des Zolltarifgeſetzes) hat dieſe Vorſchriften 
in § 6 Abſ. 1 Nr. B des Zolltarifgeſetzes in einem gleich- 
liegenden Fall dahin ausgelegt, der 1902 eingefügte 
Unterabſatz 4 habe die nach $5 Nr. 5 Abſ. 1 bis 3 des 


Zolltarifgeſetzes von 1879 zuläſſig geweſene Ausdehnung 
der Sollbefrriung auf die Fahrzeuge, die ins Ausland 
nicht zurückkehren, als nicht gerechtfertigt beſeitigt, habe 
damit alſo bei dauerndem Verbleiben der Fahrzeuge im 
Inland nur ihre Zollpflicht eintreten laſſen, die Soll 
freiheit aber von der Erfüllung weiterer Bedingungen 
nicht abhängig machen wollen. Das ergibt nach dem 
genannten Urteil »auch der unzweideutige Worlaut der 
bezeichneten Geſetzesvorſchrifte; die Annahme, die Soll- 
befreiung der bezeichneten Fahrzeuge ſetze eine amtliche 
Überwachung (durch Zollvormerkung oder ohne ſolche) zur 
Sicherung der Wiederausfuhr voraus, finde im Geſetz 
keine Stuͤtze. Die genannten Fahrzeuge unterlägen daher 
nicht der Geſtellungspflicht der $$ 21 und 22 des Vereins- 
zollgeſetzes. 


Die gleiche grundſätzliche Anſicht hat der Senat — unter 
ausdrücklicher Ablehnung der ihr entgegenſtehenden An- 
ſicht des Reichsminiſters der Finanzen — für einen mit 
Schmuggelwaren beladenen Kraftwagen im nicht veröffent⸗ 
lichten Urteil IVA 151/30, 193/30 vom 18. Februar 
1931 und ferner im Urteil IV A 46/30 vom 23. Novem: 
ber 1932 = Mrozeks Kartei, Rechtsſpruch 2 zu $ 111 der 
Reichsabgabenordnung 1931, vertreten. 


Dieſe Auffaſſung wird nicht mehr aufrechterhalten. 


Wie der Neichsminiſter der Finanzen geltend macht und 
wie auch in der Rechtslehre — vgl. Teil 1 der Abhandlung 
von Siegert: »Reichsfinanzhof und Zollbehandlung des 
grengüberſchreitenden Fahrrad- und Kraftfahrzeugverkehrs 
in § 6 Nr. 8 des Zolltarifgeſetzes« in Zeitſchrift für Zölle 
1927 S. 300 f. und die Abhandlung von Kuehn: »Die 
Zollbehandlung der Fahrzeuge nach § 6 Nr. 8 des Zoll⸗ 
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tarifgeſetzes« in der Zeitſchrift für Zölle 1927 S. 355 ff. 
(359 ff.) — erörtert wird, enthalten die genannten Vor⸗ 
ſchriften in $ 6 Abſ. 1 Nr. 8 Unterabfaß 1 und 4 des 
Zolltarifgeſetzes für die dort genannten fremden Fahr- 
zeuge eine ſogenannte unechte Zollbefreiung, d. h. 
nicht eine (echte) Zollbefreiung, die ausgeſprochen wird, 
trotzdem die fremde zollbare Ware dauernd in die Volks 
wirtſchaft des deutſchen Zollgebiets eintritt und auf deſſen 
Markt als preisbildender Faktor mitwirkt, ſondern die 
(als unechte Zollbefreiung) deshalb gegeben wird, weil die 
zollbare Ware, die in das deutſche Zollgebiet gelangt, in 
deſſen Volkswirtſchaft entweder gar nicht oder nur vor⸗ 
übergehend eintritt und deshalb auch das Zollgebiet wieder 
verläßt. Eine ſolche unechte Zollbefreiung bedingt daher 
(im Gegenſatz zur echten) einen zweimaligen Grenzüber- 
tritt. Bei dem Eintritt der Ware ins Zollgebiet entſteht 
die Zollſchuld für fie (nach § 4 Abſ. 1 des Steueranpaf⸗ 
ſungsgeſetzes auflöſend) bedingt, und beim Wiederaustritt 
aus ihm fällt dieſe Jollſchuld weg. Verläßt aber die Ware 
innerhalb der Wiederausfuhrfriſt, die ihre Zollfrei⸗ 
laſſung begrenzt, das Zollgebiet nicht, fo wird die (auf⸗ 
löſend) bedingt entſtandene Zollſchuld unbedingt. Dieſer 
der neueren Rechtentwicklung entſprechende rechtliche 
Aufbau iſt im Unterabſatz 4 dahin bezeichnet, daß, wenn 
die Fahrzeuge dauernd im Inland bleiben, die Zollpflicht 
eintritt, eine Faſſung, die dahin, daß die Fahrzeuge unein⸗ 
geſchränkt zollfrei eingehen und erſt, wenn ſie dauernd im 
Sollgebiet bleiben, nachträglich die Zollſchuld für ſie 
entſteht, ſchon deshalb nicht verſtanden werden kann, weil 
für Waren, die ſich bereits im freien Verkehr befinden, 
nachträglich eine Zollſchuld nicht entſtehen kann. 

Weil die Vorausſetzungen des $ 6 Abſ. 1 Nr. 8 Unter 
abſatz! des Zolltarifgeſetzes aber amtlich ermittelt und 
feſtgeſtellt werden muͤſſen, ehe ein Fahrzeug zollfrei ein⸗ 
gehen darf, muß es zur Zollabfertigung geſtellt werden. 
Das Gegenteil kann weder aus dem Zweck des Unter- 
abſatzes 4 (Beſeitigung der bis zu ſeiner Einführung für 
zuläſſig angeſehenen Ausdehnung der Zollbefreiung auf 
Fahrzeuge, die das Zollgebiet nicht wieder verlaſſen) 
gefolgert noch aus dem Wortlaut des Unterabſatzes 1 
(»bleiben vom Zoll befreit«) entnommen werden, da eine 
ſolche Auslegung die gerade bei den Zollvorſchriften ſo 
ſtarke Neu- und Umbildung durch die Rechtentwicklung 
(im vorliegenden Falle beſonders die durch dieſe ein⸗ 
geführte und durch die RNechtſprechung beſtätigte bedingte 
Entſtehung von Abgabenſchulden) nicht berückſichtigt. 

Bei der nach dem Geſagten erforderlichen Geſtellung 
des Fahrzeugs wird auch die Wiederausfuhrfriſt feſtgeſetzt. 
Ohne Geſtellung und Zollabfertigung könnte jedes Fahr- 


zeug mit der Behauptung, daß für es die genannten Vor⸗ 
ausſetzungen des Unterabſatzes 4 vorliegen, zollfrei ein⸗ 
gehen, ohne daß ſowohl dieſe Vorausſetzungen gegeben wie 
die erforderliche Wiederausfuhr geſichert wären. Eine 
ſolche Handhabung der Zollbefreiung in 86 Abf. 1 Nr. 8 
des Zolltarifgeſetzes würde deren Sinn und Zweck nicht 
gerecht werden. Ob und wie die Zollverwaltung bei Be⸗ 
jahung der Vorausſetzungen des Anterabſatzes 1 die Wie 
derausfuhr der Fahrzeuge ſichert — ob fie, wie bei Kraft- 
wagen, durch Geld oder durch Verpflichtungen von Kraft- 
wagenvereinigungen in Paſſierſcheinen oder Paſſierſchein⸗ 
heften Sicherheit für die Abgaben leiſten läßt, oder ob 
ſie, wie bei Fahrrädern ohne Motor, bei Ruderbooten, 
Kanus und Faltboten von Reiſenden entſprechend dem Er⸗ 
laß 2 1253 — 14142 II vom 19. Dezember 1929 == 
Reichszollblatt S. 310, nur bei Verdacht der Zollumgehung 
die Abgaben ſicherſtellen und die Wiederausfuhr nach · 
weiſen läßt —, iſt Sache der Zollaufſicht, die die Ent⸗ 
ſtehung und die Höhe der Zollſchuld für das Fahrzeug 
nicht berührt. 

Die Geſtellung des Fahrzeugs iſt Vorausſetzung für 
feine Zollbefreiung nach Nr. 8 in dem Sinn, daß durch 
Nichtgeſtellung über das Fahrzeug erſtmalig vorſchrifts- 
widrig ſo verfügt wird, als ſtünde es bereits im freien 
Verkehr, und daß dieſe Verfügung die Zollſchuld hervor» 
ruft, wie es der Senat bis zum 1. Januar 1935, dem 
Inkrafttreten von $3 Abſ. 5 Nr. 4 Abſchnitt a Teil 2 
des Steueranpaſſungsgeſetzes von 1934, mit Hoffmann 
(bei Stenglein S. 25 Anm. 16) in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung (vgl. Entſch. des Rö Hofs IVa A 32/0 vom 
15. September 1920 — Bd. 3 S. 286 — Nechtsſpruch 3 
zu $ 9 des Vereinszollgeſetzes und IVa A 63/20 vom 
19. Januar 1921 — Bd. 4 S. 269 — Mrozeks Kartei, 
Nechtsſpruch 2 zu $ 13 des Vereinszollgeſetzes) angenom- 
men hat, und wie es ſeit dem 1. Januar 1935 durch die 
genannte Vorſchrift des Steueranpaſſungsgeſetzes, die auf 
jene Nechtſprechung zurückgeht (vgl. Sande in Zeitſchrift 
für Zölle 1934 S. 414), geſetzlich feſtgelegt ift. 

Danach hat der Beſchwerdeführer für das Fahrrad nach 
$ 13 des Vereinszollgeſetzes die Zollſchuld und damit nad) 
$ 15 Abſ. 2 des Umſatzſteuergeſetzes und $ 5 der Umſatz⸗ 
ausgleichſteuerordnung auch die Umſatzausgleichſteuerſchuld 
und ferner nach $$ 15 und 17 des Geſetzes über die 
Statiſtik des Warenverkehrs auch die ſtatiſtiſche Abgaben- 
ſchuld in ſeiner Perſon entſtehen laſſen. 

Die zutreffend berechneten Abgaben ſind daher mit 
Recht von ihm gefordert worden. 


2 1300 — 143 II 


III. Verbrauchsabgaben 


5. Branntweinmonopol 


$ 127, Geſetz über das Branntweinmonopol. Iſt jemand 
wiederholt wegen grober Monopolzuwiderhandlungen mit 
Geldftrafe von mindeſtens 1 000 AM oder mit Freiheit⸗ 
ſtrafe beſtraft und liegen die Verfehlungen nicht weiter 
als 3 Jahre zurück, ſo muß ihm die Tätigkeit im Brannt⸗ 
weingewerbe gemäß $ 127 Abſ. 1 Satz 3 auf Dauer unter: 
ſagt werden, ohne daß es auf Fragen des Ermeſſens und 
der Billigkeit ankommt (Pflichtunterſagung). Das gilt 
auch, wenn die Vorausſetzungen für die Pflichtunterſagung 
erſt während des Beſchwerdeverfahrens vor dem RF H. 
eintreten. 

Beſchluß des RES. vom 9. September 1936, 

IV B 9/36 (Kartei BranntwMonG. $ 127 R 10) 
V 7170— 783 II 
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